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Abkürzungsverzeichnis

a. A. = anderer Auffassung
a. a. O. = am angegebenen Ort
abl. = ablehnend
Abs. = Absatz
ADAC = Allgemeiner Deutscher Automobilclub
a. E. = am Ende
AEAO = Anwendungserlass zur Abgabenordnung
a. F. = alte (auch: bisher gültige, aber ausgelaufe-

ne) Fassung
AfA = Absetzung für Abnutzung
AfaA = Absetzungen für außergewöhnliche techni-

sche oder wirtschaftliche Abnutzung
AktG = Aktiengesetz
AltEinkG = Alterseinkünftegesetz
AnwZpvV = Verordnung zur Festlegung eines späteren 

Anwendungszeitpunktes der Verpflichtungen 
nach § 5b des Einkommensteuergesetzes

AO = Abgabenordnung
Art. = Artikel
AStG = Außensteuergesetz
ATE = Auslandstätigkeitserlass
AufenthG = Aufenthaltsgesetz
Az. = Aktenzeichen
BAföG = Bundesausbildungsförderungsgesetz
BauGB = Baugesetzbuch
BB = Betriebsberater
BBauG = Bundesbaugesetz
BerlinFG = Berlinförderungsgesetz
BetrAVG = Betriebsrentengesetz
BewG = Bewertungsgesetz
BFH = Bundesfinanzhof
BFH/NV = Sammlung nicht veröffentlichter Entschei-

dungen des BFH
BFH-GrS = Bundesfinanzhof, Großer Senat
BGB = Bürgerliches Gesetzbuch
BGBl = Bundesgesetzblatt
BGH = Bundesgerichtshof
BKGG = Bundeskindergeldgesetz
BMF = Bundesministerium der Finanzen
Brexit-StBG = Brexit-Steuerbegleitgesetz
BStBl = Bundessteuerblatt
Buchst. = Buchstabe
BUKG = Bundesumzugskostengesetz
BVerfG = Bundesverfassungsgericht
BVG = Bundesversorgungsgesetz
BvR = Registerzeichen beim Bundesverfassungs-

gericht
BZSt = Bundeszentralamt für Steuern
bzw. = beziehungsweise
DB = Der Betrieb
DMBilG = Gesetz über die Eröffnungsbilanz in Deut-

scher Mark und die Kapitalneufestsetzung
DBA = Doppelbesteuerungsabkommen
d. h. = das heißt
DStR (E) = Deutsches Steuerrecht (Entscheidungen)
DStZ/E = Deutsche Steuerzeitung/Eilnachrichten
EFG = Entscheidungen der Finanzgerichte
EGAO = Einführungsgesetz zur Abgabenordnung
Eh. = Einzelhandel
EigRentG = Eigenheimrentengesetz
EigZulG = Eigenheimzulagengesetz
ErbStG = Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz
ESanMV = Energetische Sanierungsmaßnahme- 

Verordnung
ESt = Einkommensteuer

EStDV = Einkommensteuer-Durchführungsverordnung
EStG = Einkommensteuergesetz
EStH = Einkommensteuer-Handbuch oder Einkom-

mensteuer-Hinweis
ESt-Kartei = Einkommensteuerkartei
EStR = Einkommensteuer-Richtlinien 2012 (falls 

keine andere Angabe)
EU = Europäische Union
EuGH = Europäische Gerichtshof
EWR = Europäischer Wirtschaftsraum
FELEG = Gesetz zur Förderung der Einstellung der 

landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit
ff. = (und) folgende
FG = Finanzgericht
FörderG = Fördergebietsgesetz
GBl = Gesetzblatt
gem. = gemäß
GewSt = Gewerbesteuer
GewStG = Gewerbesteuergesetz
GG = Grundgesetz
ggf. = gegebenenfalls
grds. = grundsätzlich
GmbHG = GmbH-Gesetz
GoBD = Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung 

und Aufbewahrung von Büchern, Auf-
zeichnungen und Unterlagen in elektroni-
scher Form sowie zum Datenzugriff

GrS = Großer Senat
H = Hinweis
HBeglG = Haushaltsbegleitgesetz
HFR = Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung
HGB = Handelsgesetzbuch
HRG = Hochschulrahmengesetz
i. d. F. = in der Fassung
inkl. = inklusive
InvZulG = Investitionszulagengesetz
i. S. = im Sinne
i. V. = in Verbindung
JStG = Jahressteuergesetz
KiSt = Kirchensteuer
Kj. = Kalenderjahr
KStG = Körperschaftsteuergesetz
LPartG = Lebenspartnerschaftsgesetz
LSt = Lohnsteuer
LStDV = Lohnsteuer-Durchführungsverordnung
LStH = Lohnsteuer-Handbuch oder Lohnsteuer-

Hinweis
LStR = Lohnsteuer-Richtlinien
lt. = laut
MaBV = Makler- und Bauträgerverordnung
MoMiG = Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts 

und zur Bekämpfung von Missbräuchen
Nr. = Nummer
 m. w. N. = mit weiteren Nachweisen
n. F. = neuer Fassung
NJW = Neue Juristische Wochenschrift
NWB = Neue Wirtschaftsbriefe
o. a. = oben angegeben
OFD = Oberfinanzdirektion
OWiG = Gesetz über Ordnungswidrigkeiten
qm = Quadratmeter
R = Richtlinie
rkr. = rechtskräftig
Rdnr. = Randnummer
Rspr. = Rechtsprechung
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Rz = Randziffer
S. = Seite
SEStEG = Gesetz über steuerliche Begleitmaßnahmen 

zur Einführung der Europäischen Gesell-
schaft und zur Änderung weiterer steuer-
rechtlicher Vorschriften

SGB = Sozialgesetzbuch
s. o. = siehe oben
SolZG = Solidaritätszuschlagsgesetz
StEntlG = Steuerentlastungsgesetz
StGB = Strafgesetzbuch
StMBG = Missbrauchsbekämpfungs- und Steuerbe-

reinigungsgesetz
StPO = Strafprozessordnung
s. u. = siehe unten
sog. = sogenannte
Tz = Textziffer
u. a. = unter anderem
u. Ä. = und Ähnliches
u. E. = unseres Erachtens
UmwStG = Umwandlungssteuergesetz

USt = Umsatzsteuer
UStG = Umsatzsteuergesetz
usw. = und so weiter
u. U. = unter Umständen
VermBG = Vermögensbildungsgesetz
v. g. = vorgenannte(n)
vgl. = vergleiche
VO = Verordnung
VZ = Veranlagungszeitraum
WEG = Wohnungseigentumsgesetz
Wj. = Wirtschaftsjahr
WoBauG = Wohnungsbaugesetz
WoFlV = Wohnflächenverordnung
WoPG = Wohnungsbauprämiengesetz
z. B. = zum Beispiel
zit. = zitiert(e)
ZPO = Zivilprozessordnung
z. T. = zum Teil
ZÜ = Zwischenstaatliches Übereinkommen
zzgl. = zuzüglich
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Neues ab 2020 im Überblick

Auch das Steuerrecht wurde im Jahr 2020 durch die Corona-Pan-
demie geprägt. Der Gesetzgeber hat eine Reihe von steuerlichen 
Hilfsmaßnahmen ergriffen, um die negativen wirtschaftlichen 
Folgen der Corona-Krise abzumildern und die Konjunktur wieder 
zu stärken. Neben der befristeten Senkung der Mehrwertsteuer 
wurde der steuerliche Verlustrücktrag erweitert. Verluste aus 
dem Jahr 2020 können bei den Vorauszahlungen sowie bei der 
ESt-Veranlagung 2019 vorab berücksichtigt werden. Für in den 
Jahren 2020 und 2021 angeschaffte bewegliche Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens besteht die Möglichkeit einer erhöhten de-
gressiven Abschreibung bis 25 % der Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten (Teil II Tz 1.2). Eltern wurde für 2020 ein einmaliger 
Kinderbonus von 300 € je Kind gewährt. Alleinerziehende wer-
den in den Jahren 2020 und 2021 durch einen höheren Grund-
betrag entlastet. Den Arbeitnehmern aufgrund der Corona-Krise 
gewährte Bonuszahlungen sind bis zu einem Betrag von 1 500 € 
steuerfrei. Arbeitgeber konnten das Kurzarbeitergeld bis 80 % 
des pauschalierten Nettoentgelts steuerfrei aufstocken. Darüber 
hinaus konnten Unternehmen und Selbständige, die durch die Co-
rona-Krise in eine existenzbedrohende wirtschaftliche Schieflage 
geraten sind, direkte staatliche Soforthilfen, Überbrückungshil-
fen und Zuschüsse erhalten.

Die genannten Hilfsmaßnahmen des Gesetzgebers haben auch 
Auswirkungen auf die Steuererklärungsformulare 2020.

Im Jahr 2020 von Betrieben oder für eine selbständige Tätig-
keit bezogene Corona-Zuschüsse sind in der Steuererklärung 
in einer gesonderten »Anlage Corona-Hilfen« anzugeben; die 
staatlichen Hilfen gehören zu den steuerpflichtigen Betriebsein-
nahmen (Teil I Tz 32). Der gezahlte Kinderbonus wird im Rah-
men des Familienleistungsausgleichs berücksichtigt und ist in 
der »Anlage Kind« zusammen mit dem Kindergeld zu erklären 
(Teil I Tz 9.3.2). Kurzarbeitergeld, einschließlich Zuschüsse des 
Arbeitgebers, werden über die »Anlage N« im Rahmen des sog. 
Progressionsvorbehalts erfasst; dies kann für 2020 zu Steuer-
nachzahlungen führen (Teil I Tz 11.10.1). Arbeitnehmer, die im 
Jahr 2020 Kurzarbeitergeld oder Verdienstausfallentschädigun-
gen nach dem Infektionsschutzgesetz von mehr als 410 € erhal-
ten haben, sind verpflichtet, eine Steuererklärung abzugeben 
(Tz 6 der Vorbemerkungen).

Das Thema Klimaschutz ist durch die Corona-Pandemie etwas 
in den Hintergrund geraten. Nach einem bereits Ende 2019 ver-
abschiedeten Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 
2030 im Steuerrecht werden ab 2020 energetische Maßnahmen 
(z. B. die Erneuerung einer Heizungsanlage oder die Wärmedäm-
mung eines Daches) an einem zu eigenen Wohnzwecken genutz-
ten Gebäude durch eine Steuerermäßigung berücksichtigt. Diese 
Steuerermäßigung kann mit der neuen »Anlage Energetische 
Maßnahmen« beantragt werden (Teil I Tz 8). Weitere Einzelmaß-
nahmen dieses Gesetzes (z. B. die Erhöhung der Entfernungspau-
schale ab dem 21. Kilometer von 30 Cent auf 35 Cent/km oder die 
Einführung einer Mobilitätsprämie) werden erst ab dem VZ 2021 
wirksam (Teil I Tz 11.12.1 a. E.).

Keinen gesetzlichen Hintergrund hat die Umgestaltung der 
»Anlage R« ab dem VZ 2020. Die Abfragen zu Renteneinkünf-
ten und anderen Leistungen wurden auf die »Anlage R« (Renten 
und andere Leistungen aus dem Inland; Teil I Tz 16), »Anlage 
R-AV / bAV« (Leistungen aus Altersvorsorgeverträgen und aus der 
betrieblichen Altersversorgung; Teil I Tz 17) und »Anlage R-AUS« 
(Renten und andere Leistungen aus ausländischen Versicherun-
gen/Rentenverträgen; Teil I Tz 18) aufgeteilt. Hierdurch konnten 
die Bereiche, in denen noch Erklärungsangaben erforderlich sind, 
von den Bereichen, bei denen aufgrund von Übermittlungspflich-
ten (z. B. der Rentenversicherungsträger) entsprechende »eDa-
ten« bereits vorliegen, besser getrennt werden. Eine Abgabe der 
»Anlage R« sowie der neuen »Anlage R-AV / bAV« ist aufgrund der 
automatischen Übernahme der eDaten in die Einkommensteuer-
veranlagung im Regelfall nicht mehr notwendig.

Darüber hinaus wird auf folgende wichtige Neuerungen in 
der Anleitung zur Einkommensteuererklärung 2020 besonders 
hingewiesen:
•  Mit Einwilligung des Steuerpflichtigen oder des bevollmäch-

tigten steuerlichen Beraters wird der Steuerbescheid des Fi-
nanzamts nur noch als »digitaler Verwaltungsakt« bekannt 
gegeben (Tz 11.8 der Vorbemerkungen).

•  Im Steuertarif 2020 wird ein Grundfreibetrag von 9 408 € 
berücksichtigt; bei zusammen veranlagten Ehegatten/Lebens-
partnern verdoppelt sich dieser Betrag auf 18 816 €. Durch die 
Verschiebung der Tarifeckwerte um 1,95 % in den einzelnen 
Tarifzonen des Steuertarifs 2020 ergibt sich eine leichte Steuer-
entlastung für alle Steuerzahler (Teil I Tz 1.5.5).

•  Der Altersentlastungsbetrag vermindert sich für nach dem 
1.1.1955 und vor dem 2.1.1956 geborene Steuerpflichtige auf 
16 % der Einkünfte und auf höchstens 760 € (Teil I Tz 1.6).

•  Anpassungsgelder nach dem Kohleausstiegsgesetz an Ar-
beitnehmer, die aus Anlass einer Stilllegungsmaßnahme ihren 
Arbeitsplatz verloren haben, unterliegen als Einkommenser-
satzleistungen dem Progressionsvorbehalt (Teil I Tz 1.10.3).

•  Die Finanzverwaltung erkennt auch per Telefax an das Fi-
nanzamt übermittelte Steuererklärung als wirksam an, wenn 
diese vom Steuerpflichtigen nur auf einem elektronischen 
Display signiert wurden (Teil I Tz 1.12.2).

•  Ein Erstattungsüberhang bei der Kirchensteuer ist als Ein-
kommen zu versteuern und kann nicht mit Verlustvorträgen 
ausgeglichen werden (Teil I Tz 2.4).

•  Für Hilfs- und Unterstützungsmaßnahmen in Form von Spen-
den aufgrund der Corona-Pandemie gilt ein vereinfachter 
Spendennachweis (Teil I Tz 2.5.3.4).

•  Der gesetzliche Ausschluss des Werbungskostenabzugs für 
Aufwendungen einer erstmaligen Berufsausbildung oder ei-
nes Erststudiums nach § 9 Abs. 6 EStG sowie die Begrenzung 
des Sonderausgabenabzugs in § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG sind ver-
fassungsgemäß (Teil I Tz 2.6.1).

•  Als Sonderausgaben zu berücksichtigende Versorgungs-
leistungen, die im Rahmen einer gesonderten und einheit-
lichen Feststellung berücksichtigt wurden, sind in der »An-
lage Sonderausgaben« in gesonderten Zeilen anzugeben (Teil 
I Tz  2.7.1.3). Entsprechendes gilt für den »Hauptvordruck 
ESt 1 C« bei beschränkter Steuerpflicht des Leistenden (Teil I 
Tz 31.9.1).

•  Bei Ausgleichsleistungen zur Vermeidung des Versorgungs-
ausgleichs ist zwingend die Identifikationsnummer des Emp-
fängers der Ausgleichsleistungen anzugeben (Teil I Tz 2.7.4). 
Hierdurch wird die Versteuerung der Ausgleichsleistungen 
beim Empfänger als »sonstige Einkünfte« sichergestellt.

•  Zum Sonderausgabenabzugsverbot von Pflegeversiche-
rungsbeiträgen, die im Zusammenhang mit in Deutschland 
steuerfreien Einkünften aus Luxemburg stehen, sind neue 
Revisionsverfahren anhängig. Bei einem in der Schweiz tä-
tigen Arbeitnehmer hängt der Sonderausgabenabzug für Al-
tersvorsorgebeiträge davon ab, ob die Schweiz als Beschäf-
tigungsstaat im Rahmen der Besteuerung dieser Einnahmen 
die Vorsorgeaufwendungen steuerlich berücksichtigt (Teil I 
Tz 3.2.3.2).

•  Der Höchstbetrag für die Berücksichtigung von Beiträgen 
zur Altersvorsorge als Sonderausgaben beträgt im VZ 2020 
25 046 €/50 092 €; der Prozentsatz der im Rahmen der 
Höchstbetragsberechnung abziehbaren Aufwendungen erhöht 
sich für 2020 um 2 % auf 90 % (Teil I Tz 3.2.4.2).

•  Vorauszahlungen von Krankenversicherungsbeiträgen (Basis-
absicherung) für künftige VZ können ab 2020 im Zahlungs-
jahr bis zum dreifachen Jahresbeitrag als Sonderausgaben 
berücksichtigt werden (Teil I Tz 3.3.2.2).

•  Beiträge zu einer zusätzlichen freiwilligen Pflegeversiche-
rung werden nur noch im Rahmen des Abzugsvolumens für 
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»sonstige Vorsorgeaufwendungen« bis zu 2 800 €/1 900 € als 
Sonderausgaben berücksichtigt (Teil I Tz 3.3.4.3).

•  Ein für eine hilflose Person bestellter amtlicher Betreuer hat kei-
nen Anspruch auf den Pflege-Pauschbetrag (Teil I Tz 5.3.3.2).

•  Der Höchstbetrag für die Unterstützung bedürftiger Perso-
nen erhöht sich für den VZ 2020 auf 9 408 € (Teil I Tz 6.2).

•  Bei Aufwendungen für Handwerkerleistungen ist darauf zu 
achten, dass in der »Anlage Haushaltsnahe Aufwendungen« 
die Summe der steuerlich berücksichtigungsfähigen Lohnan-
teile, Maschinen und Fahrtkosten inkl. USt gesondert angege-
ben wird (Teil I Tz 7.6.1).

•  Eine neues Revisionsfahren ist zu der Frage anhängig, ob die 
zur Durchführung einer Handwerkerleistung notwendige sta-
tische Berechnung als Gutachtertätigkeit nach § 35a EStG be-
günstigt ist (Teil I Tz 7.6.5).

•  Für energetische Maßnahmen, die bei zu eigenen Wohnzwe-
cken genutzten Gebäuden durchgeführt wurden, wird eine 
Steuerermäßigung nach § 35c EStG gewährt (Teil I Tz 8).

•  Für ein steuerlich zu berücksichtigendes Kind werden im VZ 
2020 Freibeträge für Kinder von insgesamt 3 906 €/7 812 € 
berücksichtigt (Teil I Tz  9.2.3.1). Im Rahmen des Familien-
leistungsausgleichs wird der Kindergeldanspruch den Freibe-
trägen für Kinder gegengerechnet (sog. »Günstigerprüfung«). 
In diese Vergleichsrechnung wird auch der für das Kj. 2020 
einmalig gezahlte Kinderbonus von 300 € je Kind einbezogen 
(Teil I Tz 9.2.4.1).

•  Verlängerungszeiten für ein volljähriges Kind, das den gesetz-
lichen Grundwehr- oder Zivildienst oder eine davon befreien-
de Tätigkeit als Entwicklungshelfer geleistet hat, werden ab 
dem VZ 2020 aufgrund des Auslaufens der Übergangsregelung 
nicht mehr berücksichtigt (Teil I Tz 9.7.2).

•  Zur Berücksichtigung volljähriger Kinder, die neben einer 
Erwerbstätigkeit eine weiterführende Zweitausbildung be-
ginnen, muss nach einer Reihe neuer BFH-Urteile die weiter-
führende Ausbildung im Vergleich zur Erwerbstätigkeit im 
Vordergrund stehen (Teil I Tz 9.7.4.2).

•  Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende wurde für die Kj. 
2020 und 2021 um 2 100 € auf einen Grundbetrag von 4 008 € 
erhöht (Teil I Tz 9.10.1).

•  Die Höchstbeträge für den möglichen Verlustrücktrag wurden 
für Verluste des VZ 2020 und 2021 von 1 Mio. € auf 5 Mio. € 
bei Einzelveranlagung und von 2 Mio.  € auf 10 Mio.  € bei 
Zusammenveranlagung angehoben. Auf Antrag wird bei der 
Veranlagung für den VZ 2019 ein vorläufiger Verlustrücktrag 
für 2020 vom Gesamtbetrag der Einkünfte abgezogen (Teil  I 
Tz 10.5.1). In diesem Fall ist der Steuerpflichtige verpflichtet, 
für den VZ 2020 eine ESt-Erklärung abzugeben (Tz 6 der Vor-
bemerkungen).

•  Die »Anlage Sonstiges« wurde für die Geltendmachung ver-
bleibender negativer Einkünfte i. S. des § 2a EStG mit Bezug 
zu Drittstaaten erweitert (Teil I Tz 10.6).

•  Zur Frage des Vorliegens einer ersten Tätigkeitsstätte sind zu 
weiteren Berufsgruppen (Müllwerker, Feuerwehr) neue Ver-
fahren beim BFH anhängig (Teil I Tz 11.12.2.1).

•  Bei arbeitstäglich nur einfachen Fahrten zur oder von der ers-
ten Tätigkeitsstätte (z. B. aufgrund mehrtägiger Auswärtstätig-
keiten) kann nur die halbe Entfernungspauschale berück-
sichtigt werden (Teil I Tz 11.12.4).

•  Tage, an denen die erste Tätigkeitsstätte im Jahr 2020 wegen 
Heim-/Telearbeit oder Kurzarbeit nicht aufgesucht wurde, 
sind bei der Ermittlung der Entfernungspauschale nicht zu be-
rücksichtigen (Teil I Tz 11.12.7.1).

•  Krankheitskosten aufgrund eine Unfalls zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte können neben der Entfernungs-
pauschale als Werbungskosten geltend gemacht werden (Teil 
I Tz 11.12.10.1).

•  Für Anschaffungen von geringwertigen Wirtschaftsgütern in 
der Zeit vom 1.7.2020 bis 31.12.2020 gilt aufgrund der befris-
teten Mehrwertsteuersenkung auf 16 % ein geringer Grenzbe-
trag für die Sofortabschreibung von 928 € (Teil I Tz 11.14.4).

•  Wurde ein häusliches Arbeitszimmer im Jahr 2020, bedingt 
durch die Corona-Pandemie, zeitweise in einem Umfang 
von mehr als 50 % der Arbeitszeit genutzt, kommt ggf. ein 
unbegrenzter Abzug der Aufwendungen in Betracht (Teil I 
Tz 11.15.2.1).

•  Mit Wirkung vom 1.6.2020 haben sich für die Berücksichtigung 
von Umzugskosten in Teilen sowohl die Bemessungsgrundla-
ge als auch die Prozentsätze der maßgeblichen Umzugskos-
tenpauschalen in § 10 BUKG geändert (Teil I Tz 11.17.3,(ABC) 
»Umzugskosten«).

•  Für Reisekosten bei beruflich veranlassten Auswärtstätigkei-
ten wurden die Eintragungsmöglichkeiten zu Fahrt-, Über-
nachtungs- und Reisenebenkosten in der »Anlage N« erweitert 
(Teil I Tz 11.18.1).

•  Die Verpflegungspauschalen bei einer beruflichen Aus-
wärtstätigkeit im Inland wurden auf 14 €/28 € erhöht (Teil I 
Tz 11.18.5.1). Als Folge davon gelten höhere Kürzungsbeträge 
für vom Arbeitgeber gestellte Mahlzeiten (Teil I Tz 11.18.5.4).

•  Für Auswärtstätigkeiten im Ausland wurden ab 2020 für eini-
ge Reiseländer die Höhe der Verpflegungspauschalen neu fest-
gesetzt (Teil I Tz 11.18.5.6).

•  Berufskraftfahrer können für jeden Arbeitstag eine Pauschale 
von 8 € als Reisenebenkosten geltend machen, wenn sie im 
Kfz übernachten (Teil I Tz 11.18.6.6).

•  Für aufgrund der Corona-Pandemie unterbrochene oder been-
dete Auslandseinsätze findet die Mindestdauer von 3 Monaten 
nach dem Auslandstätigkeitserlass keine Anwendung, sofern 
ein Auslandseinsatz für einen Zeitraum von mehr als 3 Mona-
ten geplant war (Teil I Tz 12.2.3).

•  Tage, an denen Grenzpendler aufgrund der Corona-Pandemie 
von ihrer inländischen Wohnung aus im Homeoffice arbei-
ten, gelten nach ergänzenden Verständigungsvereinbarungen 
zu den DBA mit verschiedenen Anrainerstaaten weiter als 
Arbeitstage im ausländischen Beschäftigungsstaat. Hierdurch 
wird ein ungewollter Wechsel der Besteuerungsrechte für den 
VZ 2020 vermieden (Teil I Tz 12.3.2).

•  Verluste aus der Uneinbringlichkeit von Kapitalforderungen, 
Ausbuchung oder Übertragung wertloser Wirtschaftsgüter 
und aus sonstigem Ausfall von Wirtschaftsgütern werden ab 
2020 nur noch eingeschränkt berücksichtigt (Teil I Tz 13.6.9)

•  Der Besteuerungsanteil von Renten, insbesondere aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen im sog. Kohortenmodell, 
steigt in 2020 auf 80 % (Teil I, Tz 16.1).

•  Die höheren Anpassungen von Ost-Renten zur Angleichung 
an das West-Niveau sind nach Auffassung des BFH kein 
Grund zur Neuberechnung des steuerfreien Teils der Rente 
(Teil I Tz 16.1).

•  Die Anrechnung der Gewerbesteuer auf die Einkommensteu-
er bei gewerblichen Einkünften wurde vom 3,8- auf das 4-Fa-
che des Gewerbesteuer-Messbetrags erhöht (Teil I Tz 20.16.).

•  Der Anschaffungskostenbegriff und die Berücksichtigung 
ausgefallener Gesellschafter-Darlehen bei Veräußerung von 
Beteiligungen von mind. 1 % an Kapitalgesellschaften wurde 
neu geregelt (Teil I Tz 20.17.10).

•  Es gibt eine neue – aktualisierte – Verwaltungsauffassung zur 
Abgrenzung freier Berufe im Rahmen selbständiger Einkünfte 
bei Heil- und Hilfsberufen (Teil I Tz 21.1).

•  Der Nutzer einer grenzüberschreitenden Steuergestaltung 
hat diese in der Steuererklärung für die Steuerart und den 
Besteuerungszeitraum anzugeben, in der sich der steuerliche 
Vorteil erstmals auswirken soll. Die »Anlage WA-ESt« wurde 
dafür auf Seite 2 entsprechend erweitert (Teil I Tz 30.9); eben-
so der »Hauptvordruck ESt 1 C« (Teil I Tz 31.15).

•  Die Pflichtveranlagungsgründe für beschränkt steuerpflich-
tige Arbeitnehmer in § 50 Abs.  2 Satz 2 Nr. 4 EStG wurden 
erweitert (Teil I Tz 31.2.1).

•  Bei aus öffentlichen Mitteln der Bundesrepublik Deutschland 
finanzierten Entwicklungshilfeprojekten im Ausland unter-
liegt der an die beschäftigten Arbeitnehmer (»Ortskräfte«) 
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gezahlte Arbeitslohn der beschränkten Steuerpflicht (Teil I 
Tz 31.6.8).

•  Die Investitionsfrist bei der Inanspruchnahme von Investi-
tionsabzugsbeträgen nach § 7 g Abs.  1 EStG in Wirtschafts-
jahren nach dem 31.12.2016 und vor dem 1.1.2018 wurde ver-
längert (Teil II Tz 1.1).

•  Die Besteuerung des Nutzungsvorteils (Reduzierung) bei Pri-
vatnutzung von betrieblichen Elektro- und Hybrid-Pkw wur-
de neu geregelt (Teil II Tz 1.7.1).

•  Der Abzug von Geldstrafen und Geldbußen wurde einge-
schränkt (Teil II Tz 2.11 (7)).

•  Die Pauschbeträge für unentgeltliche Sachentnahmen wur-
den aufgrund der USt-Reduzierung ab 1.7.2020 in »1.« und 
»2. Halbjahr 2020« zweigeteilt (Teil II Tz 3).

•  Die Bindungswirkung von Bescheinigungen der Gemeinden 
bei der Inanspruchnahme erhöhter Abschreibungen nach § 7i 
EStG wurde neu geregelt (Teil II Tz 6.4.2).

•  Es wurde eine Sonderabschreibung für Elektrolieferfahrzeu-
ge und elektrische Lastenfahrräder eingeführt (Teil II Tz 6.6).

•  Schließlich wird ein Ausblick auf die Verbesserungen bei der 
Wohnungsbauprämie ab 2021 gegeben (Teil II Tz 9).
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1

Vorbemerkungen

Diese Anleitung informiert Sie über die steuerliche Rechtslage und 
die Möglichkeiten der Steuerersparnis und hilft Ihnen, die Steuer-
erklärungsvordrucke 2020 richtig auszufüllen. Die Anleitung 
enthält darüber hinaus gezielte Hinweise auf künftige Rechtsän-
derungen. Diese werden zwar erst in späteren Veranlagungsjah-
ren wirksam, sie helfen Ihnen jedoch, sich auf diese Änderungen 
frühzeitig einstellen und mögliche steuerliche Weichenstellungen 
zum eigenen Vorteil noch veranlassen zu können. Diese Hinweise 
sind bei den Erläuterungen zu den einzelnen Steuererklärungs-
vordrucken besonders gekennzeichnet.

Bei der Überarbeitung dieser Anleitung wurden grundsätzlich 
alle relevanten Gesetzesänderungen aufgrund neuer Steuergeset-
ze berücksichtigt. Darüber hinaus ist jedoch nicht ausgeschlos-
sen, dass sich durch weitere Vorhaben des Gesetzgebers auch für 
den aktuellen VZ  2020 Rechtsänderungen ergeben werden, die 
noch für die Einkommensbesteuerung und die Steuererklärung 
2020 von Bedeutung sind.

Im Anhang dieser Anleitung befindet sich neben den amt-
lichen Steuererklärungsformularen ein Auszug der Einkom-
mensteuertabellen (Grund- und Splittingtabelle) für den VZ 
2020. Mit Hilfe dieser nicht amtlichen Tabellen lassen sich die 
Steuerabgaben im Einzelfall annähernd bestimmen (vgl. Teil I 
Tz 1.5.5 a. E.).

1	 Steuererklärungsvordrucke
Für die Einkommensteuererklärung 2020 stehen der Haupt-
vordruck ESt 1 A sowie verschiedene Anlage-Vordrucke für 
die Erklärung der Einkünfte bzw. für die Geltendmachung von 
Steuervergünstigungen zur Verfügung. Der zweiseitige Haupt-
vordruck ESt 1 A (vgl. Teil I Tz 1) ist von allen unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtigen Personen auszufüllen. Angaben 
und Anträge zu Steuerermäßigungen (z. B. Sonderausgaben, 
außergewöhnliche Belastungen, haushaltsnahe Dienst- und 
Handwerkerleistungen), die früher im Hauptvordruck ESt 1 A 
(Mantelbogen) zu erklären waren, wurden auf gesonderte An-
lage-Vordrucke ausgelagert (vgl. die nachfolgende Tabelle). Zum 
Hauptvordruck ESt 1 C für beschränkt einkommensteuerpflich-
tige Personen vgl. Tz 7 sowie die Erläuterungen zum Ausfüllen 
dieses Vordrucks im Teil I Tz 31.

Zur Steuererklärung gehören neben den Hauptvordrucken ESt 1 A 
oder ESt 1 C ggf. zusätzlich die folgenden Anlage-Vordrucke:

Anlage Verwendungszweck siehe Teil I

Sonderaus-
gaben

Berücksichtigung von z. B. Kirchen-
steuer, Spenden und Mitgliedsbei-
trägen, Berufsausbildungskosten

Tz 2

Vorsorge-
aufwand

Berücksichtigung von Versiche-
rungsbeiträgen

Tz 3

AV Angaben zur steuerlichen Förde-
rung von Altersvorsorgebeiträgen 
(sog. Riester-Verträge)

Tz 4

Außerge-
wöhnliche 
Belastun-
gen

Berücksichtigung von außer-
gewöhnlichen Belastungen (z. B. 
Krankheitskosten) und Pauschbe-
trägen nach § 33b EStG

Tz 5

Unterhalt Berücksichtigung von Unterhalts-
leistungen an bedürftige Personen

Tz 6

Anlage Verwendungszweck siehe Teil I

Haus-
haltsnahe 
Aufwen-
dungen

Inanspruchnahme der Steuerermä-
ßigung für haushaltsnahe Beschäf-
tigungsverhältnisse, Dienst- und 
Handwerkerleistungen

Tz 7

Energeti-
sche Maß-
nahmen
– neu ab 
VZ 2020

Inanspruchnahme der Steuerermä-
ßigung für energetische Sanierungs-
maßnahmen bei zu eigenen Wohn-
zwecken genutzten Gebäuden

Tz 8

Kind Angaben zur steuerlichen Berück-
sichtigung von Kindern

Tz 9

Sonstiges Sonstige Angaben und Anträge 
(z. B. Antrag zur Aufteilung der Ab-
zugsbeträge bei Einzelveranlagung 
von Ehegatten/Lebenspartnern, 
Verlustabzug, Spendenvortrag)

Tz 10

N Arbeitnehmer: Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit, Angaben 
zum Arbeitslohn und zu Werbungs-
kosten

Tz 11

N-AUS Ausländische Einkünfte aus nicht-
selbständiger Arbeit

Tz 12

KAP Kapitalanleger: Einkünfte aus Kapi-
talvermögen

Tz 13

KAP-BET Einkünfte aus Kapitalvermögen/
anrechenbare Steuern lt. gesonder-
ter und einheitlicher Feststellung 
(Beteiligung)

Tz 14

KAP-INV Investmenterträge, die nicht dem 
inländischen Steuerabzug unter-
legen haben

Tz 15

R Rentner: Angaben zu Renten und 
anderen Leistungen aus dem Inland

Tz 16

R-AV / bAV
– neu ab 
VZ 2020

Angaben zu Leistungen aus inländi-
schen Altersvorsorgeverträgen und 
aus der inländischen betrieblichen 
Altersversorgung

Tz 17

R-AUS
– neu ab 
VZ 2020

Angaben zu Renten und anderen 
Leistungen aus ausländischen 
Versicherungen, ausländischen 
Rentenverträgen und ausländischen 
betrieblichen Versorgungseinrich-
tungen

Tz 18

SO Angaben zu sonstigen Einkünften 
(z. B. Unterhaltsleistungen, wieder-
kehrende Bezüge, Einkünfte aus 
Leistungen, Abgeordnetenbezüge, 
private Veräußerungsgeschäfte)

Tz 19

G Gewerbetreibende: Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb

Tz 20
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Anlage Verwendungszweck siehe Teil I

S Selbständige und Freiberufler: Ein-
künfte aus selbständiger Arbeit

Tz 21

34a Antrag auf Begünstigung des nicht 
entnommenen Gewinns nach § 34a 
EStG – gesonderte Anlage zu den 
Anlagen G, S und L –

Tz 22

V Haus- und Wohnungseigentümer: 
Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung

Tz 23

FW Steuerbegünstigung zur Förderung 
des Wohneigentums

Tz 24

L Land- und Forstwirte: Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft

Tz 25

34b Einkünfte aus außerordentlichen 
Holznutzungen nach § 34b EStG

Tz 26

13a Ermittlung des Gewinns aus Land- 
und Forstwirtschaft nach Durch-
schnittssätzen (§ 13a EStG)

Tz 27

AV 13a Anlageverzeichnis zur Gewinn-
ermittlung nach § 13a EStG

Tz 28

AUS Angaben zu ausländischen Einkünf-
ten und Steuern

Tz 29

WA-ESt Angaben und Anträge in Fällen mit 
Auslandsbezug (z. B. Beginn oder 
Beendigung der unbeschränkten 
Steuerpflicht, erweiterte unbe-
schränkte Steuerpflicht, weiterer 
Wohnsitz im Ausland)

Tz 30

Zins-
schranke

Begrenzung des Schuldzinsenabzugs 
nach § 4h EStG – gesonderte Anlage 
zu den Anlagen G, S und L –

Tz 20.24,  
Teil II  
Tz 2.11 
(13b)

U Angaben zu Unterhaltsleistungen 
und Ausgleichsleistungen zur Ver-
meidung des Versorgungsausgleichs 
an den geschiedenen Ehegatten/
Lebenspartner einer aufgehobenen 
Lebenspartnerschaft oder dauernd 
getrenntlebenden Ehegatten/Le-
benspartner – gesonderte Anlage 
zur Anlage Sonderausgaben –

Tz 2.7.2.5

Corona-
Hilfen
– neu für 
VZ 2020

Angaben zu Corona-Soforthilfen, 
Überbrückungsbeihilfen und ver-
gleichbare Zuschüsse bei betrieb-
lichen Einkünften

Tz 32

Seit dem VZ 2019 verzichtet die Finanzverwaltung in Steuererklä-
rungsvordrucken auf die Angabe der von Dritten (z. B. Arbeit-
geber, Versicherungsunternehmen) elektronisch übermittelten 
Daten, so dass Abgabe der Anlagen N, R und Vorsorgeaufwand 
entfällt, wenn über die vorliegenden elektronisch übermittelten 
Daten (sog. eDaten) hinaus, in diesen Anlage-Vordrucken kei-
ne abweichenden Eintragungen vorzunehmen sind (vgl. Tz 12). 
Steuerpflichtige, für die darüber hinaus keine Steuerermäßigung 
in Betracht kommt, können künftig nur den unterschriebenen 

zweiseitigen Hauptvordruck ESt 1 A als »wirksame« Steuererklä-
rung beim Finanzamt abgeben. Im Zuge dieser Verfahrensände-
rung ist der bisher nur als Papiervordruck angebotene Vordruck 
ESt 1 V »Vereinfachte Einkommensteuererklärung für Arbeitneh-
mer« entfallen.

Die von nicht buchführungspflichtigen Weinbaubetrieben bis-
her abzugebende »Anlage Weinbau« wird seit dem VZ 2019 eben-
falls nicht mehr angeboten. Die notwendigen Angaben zu den im 
Weinbau maßgebenden Richtbeiträgen für Betriebsausgaben sind 
nun in der »Anlage LuF« zur Einnahmen-Überschussrechnung ent-
halten. Die Anlage EÜR ist auch von nicht buchführungspflichtigen 
Weinbaubetrieben elektronisch abzugeben (vgl. Tz 11.2).

Die »Anlage VL« für den Antrag auf Festsetzung der Arbeitneh-
mer-Sparzulage wurde bereits seit dem VZ 2017 durch die »elek-
tronische Vermögensbildungsbescheinigung« ersetzt. Diese ist 
vom Anbieter der vermögenswirksamen Anlage unter Angabe der 
Identifikationsnummer des Arbeitnehmers auf elektronischem 
Weg an die Finanzverwaltung zu übermitteln (vgl. Teil I Tz 1.9).

Sämtliche Steuererklärungsvordrucke sind bundeseinheitlich; 
sie enthalten weiße Felder und Kästchen, die für die Eintragungen 
des Steuerpflichtigen bestimmt sind. Die am Rand der Anleitung 
angegebenen Zahlen stimmen mit den Zeilennummern in den 
amtlichen Vordrucken überein.

Zur Abgabe elektronischer Steuererklärungen einschließlich 
der Anlage EÜR vgl. Tz 11.

In der Einkommensteuererklärung 2020 (einschließlich der 
Anlagen) sind alle Beträge in Euro einzutragen. Beim Ausfüllen 
der Vordrucke können Cent-Beträge zu Gunsten des Steuerpflich-
tigen auf volle Euro-Beträge auf- oder abgerundet werden, wenn 
der Vordruck nicht ausdrücklich die Eintragung von Cent-Beträ-
gen vorsieht.

2	 Angaben zu den Einkünften
Im Hauptvordruck ESt 1 A hat der Steuerpflichtige nicht geson-
dert anzugeben, welche Einkünfte aus den sieben Einkunftsarten 
des EStG er im VZ erzielt hat und welche Anlage-Vordrucke des-
halb der Steuererklärung beigefügt sind. Es ist darauf zu achten, 
dass alle im Einzelfall relevanten Einkünfte in den jeweiligen An-
lage-Vordrucken erklärt werden.

Zu den sieben Einkunftsarten des EStG gehören die
•  Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft,
•  Einkünfte aus Gewerbebetrieb,
•  Einkünfte aus selbständiger Arbeit,
•  Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit,
•  Einkünfte aus Kapitalvermögen,
•  Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung und
•  sonstige Einkünfte i. S. des § 22 EStG.

Angaben zur Berechnung der vorgenannten Einkünfte sind in den 
Anlage-Vordrucken zu machen (vgl. Anlagen N, KAP, KAP-BET, 
KAP-INV, R, R-AV / bAV, R-AUS, SO, G, S, V und L sowie bei 
ausländischen Einkünften die Anlagen N-AUS und AUS).

Unter Einkünften versteht das Einkommensteuerrecht die 
Reineinkünfte, d. h. die Einnahmen nach Abzug der Ausgaben, 
die je nach der Einkunftsart Betriebsausgaben oder Werbungs-
kosten genannt werden. Einkünfte sind bei Land- und Forstwirt-
schaft, Gewerbebetrieb und selbständiger Arbeit der Gewinn; bei 
den anderen oben bezeichneten Einkunftsarten der Überschuss 
der Einnahmen über die Werbungskosten. Als Einkünfte sind 
nicht nur positive, sondern auch negative Ergebnisse (Verluste) 
aus den sieben Einkunftsarten zu verstehen. Negative Beträge 
sind mit einem deutlichen Minuszeichen (nicht in rot) in die Vor-
drucke einzutragen, soweit dort nichts anderes gesagt ist.

Alle Einkünfte aus dem In- und Ausland, die zu den oben 
genannten sieben Einkunftsarten gehören, unterliegen bei un-
beschränkter Steuerpflicht grundsätzlich der ESt (sog. »Welt-
einkommensprinzip«). Bei ausländischen Einkünften können 
sich aufgrund bestehender DBA allerdings Ausnahmen ergeben. 
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Ob Einkünfte steuerpflichtig oder steuerfrei sind, entscheidet 
im Zweifelsfalle das Finanzamt. Alle Einkünfte aus dem Inland 
und dem Ausland sind deshalb in der Steuererklärung aufzufüh-
ren. Dies empfiehlt sich auch dann, wenn fraglich ist, ob die im 
Einzelfall erzielten Einkünfte überhaupt zu den o. a. sieben Ein-
kunftsarten gehören, und ggf. nicht steuerbar sind. Auch darüber 
entscheidet das zuständige Finanzamt. Ggf. sind Einzelheiten zu 
den erzielten Einkünften in einer besonderen Anlage »Ergänzen-
de Angaben zur Steuererklärung« (Zeile 45 des Hauptvordrucks 
ESt 1 A, vgl. Teil I Tz 1.11; Zeile 109 des Hauptvordrucks ESt 1 C, 
vgl. Teil I Tz 31.16.3) gegenüber dem Finanzamt näher zu erläu-
tern. Entsprechendes gilt für die mit diesen Einkünften in Zusam-
menhang stehenden Ausgaben, wenn in den Anlage-Vordrucken 
dafür keine Eintragungsmöglichkeiten vorgesehen sind.

Zu den Einkünften gehören auch Entschädigungen, die als 
Ersatz für entgangene oder entgehende Einnahmen oder für die 
Aufgabe oder Nichtausübung einer Tätigkeit oder für die Aufgabe 
einer Gewinnbeteiligung gewährt worden sind (§ 24 Nr. 1 Buchst. 
a und b EStG). Eine Versicherungsleistung, die einem minder-
jährigen Kind nach einem schweren Unfall als »Verdienstausfall« 
für künftiges Erwerbseinkommen gezahlt wird, ist keine steuer-
bare Entschädigung für entgehende Einnahmen (BFH-Urteil vom 
26.5.2020, IX R 15/19). Erfasst werden auch Einkünfte aus einer 
ehemaligen Tätigkeit oder aus einem früheren Rechtsverhältnis, 
und zwar auch dann, wenn sie dem Steuerpflichtigen als Rechts-
nachfolger zufließen (z. B. dem Erben).

Ist ein Steuerpflichtiger im Laufe des Kj. 2020 gestorben, so en-
det am Tag des Todes seine unbeschränkte Steuerpflicht. Deshalb 
sind seine Einkünfte vom 1.1.2020 bis zum Todestag in der vom 
Rechtsnachfolger abzugebenden Steuererklärung anzugeben.

Ob für die Zeit nach einer Auswanderung (Wegzug ins Aus-
land) eine beschränkte Steuerpflicht im Inland besteht, richtet 
sich danach, ob noch inländische Einkünfte i. S.  des § 49 EStG 
vorhanden sind oder die Voraussetzungen der §§ 2 und 5 AStG 
vorliegen (vgl. Teil I Tz 31.2.2). Personen mit Wohnsitz im Aus-
land und fast ausschließlich inländischen Einkünften können 
nach § 1 Abs. 3, § 1a EStG auf Antrag unbeschränkt steuerpflichtig 
sein (vgl. Teil I Tz 30.5). Wegen der Rechtslage bei einem Wechsel 
zwischen unbeschränkter und beschränkter Steuerpflicht anläss-
lich einer Aus- oder Einwanderung vgl. Teil I Tz 30.3.

3	 Statistische Angaben
Nach § 2 Abs.  2 des Gesetzes über Steuerstatistiken werden die 
Erhebungsmerkmale für die Durchführung der Einkommensteu-
erstatistik jährlich erfasst. Ergänzende Angaben zu den Besteue-
rungsgrundlagen über eine gesonderte »Anlage St« werden für den 
VZ 2020 nicht erhoben. Die Anlage St ist im Hinblick auf die elek-
tronische Übermittlung der Daten von Bilanzen bzw. Gewinn- und 
Verlustrechnungen (vgl. Tz 11.1) entbehrlich geworden und musste 
nach einer Entscheidung der obersten Finanzbehörden des Bundes 
und der Länder letztmals für den VZ 2013 abgegeben werden.

Die Daten für die Lohnsteuerzerlegung, nach denen sich der 
Länderfinanzausgleich richtet, werden schon seit mehreren Jah-
ren jährlich ermittelt (§ 1 Abs. 2 des Gesetzes über Steuerstatis-
tiken). Grundlage hierfür bilden die von den Arbeitgebern an die 
Finanzverwaltung elektronisch übermittelten Daten der Lohn-
steuerbescheinigungen. Hierdurch ergeben sich jedoch keine 
Auswirkungen auf die Einkommensteuererklärung.

4	 Steuererklärungsfristen
Die allgemeine Steuererklärungsfrist wurde seit dem VZ 2018 
für alle Steuerpflichtigen von fünf auf sieben Monate verlängert 
(§ 149 Abs. 2 AO). Die Einkommensteuererklärung 2020 ist hier-
nach bis zum 31.7.2021 abzugeben. Für Land- und Forstwirte, 
deren Gewinn nach einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirt-
schaftsjahr ermittelt wird, endet die Erklärungsfrist jedoch nicht 

vor Ablauf des siebten Kalendermonats, der auf den Schluss des 
Wirtschaftsjahres 2020/2021 folgt.

Sofern die Steuererklärungen 2020 durch Personen, Gesell-
schaften, Verbände, Vereinigungen, Behörden oder Körperschaf-
ten i. S.  der §§ 3 und 4 Steuerberatungsgesetz angefertigt wer-
den, gilt eine allgemein verlängerte Erklärungsfrist bis zum 
28.2.2022 bzw. bis zum 31.7.2022 für Land- und Forstwirte, die 
den Gewinn nach einem vom Kj. abweichenden Wirtschaftsjahr 
ermitteln (§ 149 Abs. 3 AO). Um sicherzustellen, dass die Berater 
die Steuererklärungen ihrer Mandanten auch künftig kontinuier-
lich abgeben, hat das Finanzamt die gesetzlich verankerte Mög-
lichkeit einer anlassbezogenen oder zufallsbasierten »Vorabanfor-
derung« von Steuererklärungen mit 4-monatiger Erklärungsfrist 
(§ 149 Abs. 4 AO).

Aufgrund begründeter Einzelanträge können die genannten 
Erklärungsfristen weiterhin vom Finanzamt verlängert werden 
(§ 109 Abs. 1 AO). In Beraterfällen kommt allerdings eine zusätz-
liche Fristverlängerung nur noch dann in Betracht, wenn die Er-
klärungsfrist ohne Verschulden nicht eingehalten werden konnte 
(§ 109 Abs. 2 AO).

Ein Antrag auf Einkommensteuerveranlagung 2020 von 
Arbeitnehmern nach § 46 Abs.  2 Nr. 8 EStG (sog. Antragsver-
anlagung) ist bis spätestens 31.12.2024 (24:00 Uhr) beim örtlich 
zuständigen Finanzamt einzureichen. Die Steuererklärung kann 
nicht fristwahrend bei einem örtlich unzuständigen Finanzamt 
eingereicht werden (BFH-Urteil vom 13.2.2020, VI R 37/17, BFH/
NV 2020 S. 979). Für die Abgabe des Antrags auf Einkommen-
steuerveranlagung gilt eine Vierjahresfrist; die für Pflichtveran-
lagungen geltende Anlaufhemmung gemäß § 170 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 AO von maximal drei Jahren greift bei der Antragsveranla-
gung nicht (vgl. AEAO zu § 170 AO, BFH-Urteile vom 14.4.2011, 
BStBl  II S. 746 und vom 18.10.2012, VI R 16/11, BFH/NV 2013 
S. 340). Es besteht insoweit kein Rechtsanspruch auf Gleichbe-
handlung mit Pflichtveranlagungsfällen, bei denen Steuererklä-
rungen unter Berücksichtigung der dreijährigen Anlaufhemmung 
innerhalb von sieben Jahren abgegeben werden können (BFH-
Urteil vom 6.6.2007, BStBl II S. 954, m. w. N., und BFH-Beschluss 
vom 23.2.2012, VI B 118/11, BFH/NV 2012 S. 919; die gegen den 
vorgenannten BFH-Beschluss vom 23.2.2012 eingelegte Verfas-
sungsbeschwerde hat das BVerfG nicht zur Entscheidung ange-
nommen – Beschluss des BVerfG vom 18.9.2013, 1 BvR 924/12). 
Eine nach Ablauf der vierjährigen Festsetzungsfrist abgegebene 
Steuererklärung entfaltet auch dann keine anlaufhemmende Wir-
kung, wenn durch eine behördliche Aufforderung zur Abgabe 
einer Steuererklärung oder einen Antrag des Steuerpflichtigen 
nach § 46 Abs. 2 EStG ein Pflichtveranlagungstatbestand erst be-
gründet wird (BFH-Urteile vom 28.3.2012, BStBl II S. 711 und vom 
4.10.2017, BStBl 2018 II S. 123); entsprechendes gilt, wenn nach 
Eintritt der Festsetzungsverjährung ein Antrag auf Überprüfung 
des Steuereinbehalts oder Günstigerprüfung für Kapitalerträge 
nach § 32d Abs. 4 oder 6 EStG gestellt wird (FG Berlin-Branden-
burg vom 30.1.2020, 4 K 4033/19, EFG 2020 S. 532). Eine Ver-
längerung der vierjährigen Festsetzungsfrist für Antragsveran-
lagungen ist gesetzlich ausgeschlossen; ebenso scheidet eine 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach § 110 AO aus.

Eine Erklärung zur Feststellung des verbleibenden Verlust-
vortrages kann grundsätzlich nur innerhalb von sieben Jahren 
nach dem Verlustfeststellungsjahr abgegeben werden (z. B. für 
einen Verlust aus dem Jahr 2014 noch bis 31.12.2021). Da für die 
Verlustfeststellung eine allgemeine Erklärungspflicht nach § 181 
Abs. 1 Satz 2 i.V. mit Abs. 2 Satz 1 AO besteht, ist die (dreijährige) 
Anlaufhemmung nach § 170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO zu beachten. 
Hat das Finanzamt demgegenüber ihm aus einer Steuererklärung 
bekannte Verluste pflichtwidrig nicht festgestellt, kann die Fest-
stellung unbefristet nachgeholt werden (§ 10d Abs. 4 Satz 6 EStG, 
§ 181 Abs. 5 AO). Zu Verfahrensfragen im Zusammenhang mit der 
gesonderten Verlustfeststellung vgl. Teil I Tz 10.5.2.

Der Steuerpflichtige ist zur Abgabe einer Einkommensteuer-
erklärung verpflichtet, wenn zum Schluss des vorangegangenen 
VZ ein verbleibender Verlustabzug festgestellt worden ist (§ 56 
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Satz  2 EStG; vgl. Tz  6). In diesem Sonderfall ist für die Abga-
be der Einkommensteuererklärung für den unmittelbar auf den 
festgestellten Verlustabzug folgenden VZ stets eine siebenjähri-
ge Verjährungsfrist maßgebend; dies gilt auch dann, wenn der 
Steuerpflichtige für diesen VZ nach § 46 Abs. 2 Nr. 8 EStG nur 
auf seinen Antrag hin zur ESt zu veranlagen ist (BFH-Urteil vom 
30.3.2017, BStBl II S. 1046).

Für den Antrag auf Festsetzung der Arbeitnehmer-Sparzulage 
(vgl. Teil I Tz 1.9) gilt die allgemeine vierjährige Festsetzungsfrist 
nach § 169 Abs. 2 Nr. 2 AO. Der Antrag auf Festsetzung der Arbeit-
nehmer-Sparzulage für das Kj. 2020 muss daher bis spätestens 
31.12.2024 gestellt werden.

5	 Verspätungszuschlag
Bei Nichtabgabe oder verspäteter Abgabe der Steuerklärung kann 
das Finanzamt einen Verspätungszuschlag von bis zu 25 000 € 
festsetzen. Im Regelfall steht die Festsetzung von Verspätungszu-
schlägen weiter im pflichtgemäßen Ermessen der Finanzbehörde 
(§ 152 Abs.  1 AO). Die Festsetzung eines Verspätungszuschlags 
ist insbesondere naheliegend, wenn der Steuerpflichtige seine Er-
klärungspflichten wiederholt verletzt hat.

Seit dem VZ 2018 ist in folgenden Fällen die Festsetzung des 
Verspätungszuschlags gesetzlich vorgeschrieben (§ 152 Abs. 2 AO):
•  Die Steuererklärung wird pflichtwidrig nicht innerhalb von 

14 Monaten nach Ablauf des VZ abgegeben.
•  Im Fall einer Vorabanforderung (vgl. Tz 4) wird die von ei-

nem Berater zu erstellende Steuererklärung pflichtwidrig nicht 
innerhalb der viermonatigen Frist abgegeben.

Dieser obligatorische Verspätungszuschlag wird allerdings nicht 
erhoben, wenn die Steuererklärungsfrist vom Finanzamt verlän-
gert und die Steuererklärung innerhalb der verlängerten Frist ab-
gegeben wurde, wenn die Steuer auf »0 €« festgesetzt wird oder 
es zu einer Erstattung kommt (§ 152 Abs. 3 AO). Die Festsetzung 
eines Verspätungszuschlags steht allerdings auch in diesen Fällen 
weiterhin im pflichtgemäßen Ermessen der Finanzbehörde.

Für nach dem 31.12.2018 eingereichte Einkommensteuererklä-
rungen beträgt der Verspätungszuschlag für jeden angefangenen 
Monat der eingetretenen Verspätung 0,25 % der um die festge-
setzten Vorauszahlungen und die anzurechnenden Steuerabzugs-
beträge verminderten festgesetzten Steuer, mindestens jedoch 
25 € für jeden angefangenen Monat der eingetretenen Verspätung 
(§ 152 Abs. 5 Satz 2 AO). Der Mindestverspätungszuschlag kann 
auch in Erstattungsfällen erhoben werden.

6	 Steuererklärungspflichten
Unbeschränkt steuerpflichtige Personen sind für das Kj. 2020 in 
folgenden Fällen verpflichtet, eine Einkommensteuererklärung 
abzugeben:

(1) Für den Fall, dass keine lohnsteuerpflichtigen Einkünfte vor-
liegen:

  (a) Ehegatten/Lebenspartner, die zu Beginn des Kj. 2020 
nicht dauernd getrennt gelebt haben oder bei denen die-
se Voraussetzung im Laufe des Kj. 2020 eingetreten ist, 
wenn der Gesamtbetrag der Einkünfte mehr als 18 816 € 
betragen hat oder einer der Ehegatten/Lebenspartner die 
Einzelveranlagung wählt;

  (b) andere Personen, wenn der Gesamtbetrag der Einkünfte 
mehr als 9 408 € (Grundfreibetrag) betragen hat;

  (c) wenn neben inländischen steuerpflichtigen Einkünften 
auch

    aa) Einkünfte aus dem Ausland bezogen worden sind, die 
nach einem DBA, nach anderen zwischenstaatlichen 
Übereinkommen oder nach dem Auslandstätigkeitser-
lass im Inland steuerfrei sind, oder

    bb) Arbeitslosengeld, Arbeitslosenbeihilfe, Elterngeld, 
Insolvenzgeld, Krankengeld, Mutterschaftsgeld 
oder andere Einkommensersatzleistungen i. S.  des 
§ 32b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG bezogen worden sind, 
und zwar ohne Rücksicht auf die Höhe und Zusam-
mensetzung der inländischen steuerpflichtigen Ein-
künfte;

(2) für den Fall, dass lohnsteuerpflichtige Einkünfte vorliegen:
  (a) Ehegatten/Lebenspartner (siehe 1a) und andere Perso-

nen, wenn
    aa) die positive Summe ihrer Einkünfte, die nicht der 

Lohnsteuer zu unterwerfen waren oder die nach ei-
nem DBA, nach anderen zwischenstaatlichen Über-
einkommen oder nach dem Auslandstätigkeitserlass 
freigestellten ausländischen Einkünfte und die dem 
Progressionsvorbehalt unterliegenden steuerfreien 
Lohn-/Einkommensersatzleistungen (siehe 1c, bb) 
jeweils mehr als 410 € betragen haben oder

     

    bb) einer der Ehegatten/Lebenspartner oder eine andere 
Person

      – Einkünfte aus mehreren Dienstverhältnissen be-
zogen hat oder

      – von einem Arbeitgeber verschiedenartige Be-
züge im Sinne des § 39e Abs.  5a EStG erhalten 
hat, von denen mindestens einer der Bezüge dem 
Lohnsteuerabzug nach Steuerklasse VI unterwor-
fen worden ist oder

    cc) die Summe der beim Steuerabzug vom Arbeitslohn 
berücksichtigten Teilbeträge der Vorsorgepauscha-
le für die Kranken- und Pflegeversicherung größer 
ist als die als Sonderausgaben abziehbaren Vorsor-
geaufwendungen und der im Kj. insgesamt erzielte 
Arbeitslohn 11 900 €, bei zusammenveranlagten 
Ehegatten/Lebenspartnern der im Kj. von den Ehe-
gatten/Lebenspartnern insgesamt erzielte Arbeits-
lohn 22 600 € übersteigt, oder

    dd) vom Finanzamt ein Freibetrag für den Steuerabzug 
vom Arbeitslohn ermittelt worden ist (ausgenommen 
Pauschbeträge für Behinderte, Entlastungsbetrag für 
Alleinerziehende, Hinterbliebene und Zahl der Kin-
derfreibeträge) und der im Kj. insgesamt erzielte 
Arbeitslohn 11 900 €, bei zusammen veranlagten 
Ehegatten/Lebenspartnern, der im Kj. von den Ehe-
gatten/Lebenspartnern insgesamt erzielte Arbeits-
lohn 22 600 € übersteigt oder

    ee) bei geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden 
Eltern oder bei Eltern nichtehelicher Kinder (dies gilt 
entsprechend für Lebenspartner)

      – beide Elternteile eine Aufteilung des Freibetrags 
zur Abgeltung eines Sonderbedarfs bei Berufs-
ausbildung eines volljährigen Kindes in einem 
anderen Verhältnis als je zur Hälfte beantragen 
oder

      – beide Elternteile eine Aufteilung des einem Kind 
zustehenden Pauschbetrags für Behinderte/Hin-
terbliebene in einem anderen Verhältnis als je zur 
Hälfte beantragen oder

    ff) für einen Steuerpflichtigen ein sonstiger Bezug (z. B. 
Entlassungsabfindung) vom Arbeitgeber ermäßigt 
besteuert wurde oder

    gg) der Arbeitgeber die Lohnsteuer von einem sonstigen 
Bezug berechnet hat und dabei der Arbeitslohn aus 
früheren Dienstverhältnissen des Kj. außer Betracht 
geblieben ist (Großbuchstabe S in der Lohnsteuer-
bescheinigung) oder

    hh) für einen unbeschränkt Steuerpflichtigen i. S. des § 1 
Abs. 1 EStG bei der Bildung der Lohnsteuerabzugs-
merkmale (§ 39 EStG) ein Ehegatte/Lebenspartner 
i. S. des § 1a Abs. 1 Nr. 2 EStG berücksichtigt worden 
ist oder


